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Sachverhalt

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Grambin hat den Entwurf des 
Bebauungsplans Nr. 4/2019 „Erweiterung Wohngrundstück Dorfstraße 66“ 
und die Begründung gebilligt und zur öffentlichen Auslegung bestimmt.
Die Öffentlichkeitsbeteiligung bzw. die Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange wurde durchgeführt. Der Inhalt 
der eingegangenen Stellungnahmen ist in der als Anlage 1 beigefügten 
Abwägungstabelle aufgeführt. Die Stellungnahmen wurden geprüft, sie 
sollen entsprechend den jeweiligen Empfehlungen in der Abwägungs-
tabelle behandelt werden. Die sich auch der Abwägung ergebenen 
Änderungen wurden in den Bebauungsplan eingearbeitet.

Beschlussvorschlag

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Grambin beschließt:
1. Die eingegangenen Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Trägern 
    öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB bzw. der Öffentlichkeit gemäß 
    § 3 Abs. 2 BauGB wurden geprüft und deren Behandlung entsprechend den 
    jeweiligen Empfehlungen in der Abwägungstabelle (Anlage 1) wird beschlossen.
2. Die Öffentlichkeit sowie die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, 
    die im Rahmen der Beteiligung eine Stellungnahme abgegeben haben, sind über 
    das Ergebnis der Abwägung zu informieren.
3. Der Bebauungsplan Nr. 4/2019 „Erweiterung Wohngrundstück Dorfstraße 66“ 
    der Gemeinde Grambin wird in der vorliegenden Fassung vom April 2020 
    gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. Die Begründung wird in 
    der vorliegenden Fassung vom April 2020 gebilligt.
4. Der Bebauungsplan Nr. 4/2020 „Erweiterung Wohngrundstück Dorfstraße 66“ 
    der Gemeinde Grambin ist ortsüblich bekannt zu machen. Dabei ist auch 
    anzugeben, wo der Bebauungsplan Nr. 4/2019 „Erweiterung Wohngrundstück
    Dorfstraße 66“ der Gemeinde Grambin während der Dienststunden eingesehen 
    und über den Inhalt Auskunft verlangt werden kann.



Anlage/n
1 Anlage 1 Abwägung Erweiterung Wohngrundstück Dorfstraße 66 

öffentlich

2 Erweiterung Wohngrundstück Dorfstraße 66 Begründung öffentlich

3 Erweiterung Wohngrundstück Dorfstraße 66 Planzeichnung öffentlich

Finanzielle Auswirkungen
ja nein

fin. Auswirkungen x
im Haushalt berücksichtigt x Deckung durch: Produkt Sachkonto

Liegt eine Investition vor? x Folgekosten

Abstimmungsergebnis
JA NEIN ENTHALTEN

______________________
Bürgermeister/in

Siegel

______________________
stellv. Bürgermeister/in
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Gemeinde Grambin 
Bebauungsplan Nr. 4/2018 „Erweiterung Wohngrundstück Dorfstraße 66“ 

 
STELLUNGNAHMEN DER VON DER PLANUNG BERÜHRTEN BEHÖRDEN,  

DER SONSTIGEN TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
nach § 4 Abs. 2 BauGB  

 
ABSTIMMUNG MIT DEN NACHBARGEMEINDEN 

nach § 2 Abs. 2 BauGB 
 

STELLUNGNAHMEN DER ÖFFENTLICHKEIT 
nach § 3 Abs. 2 BauGB 

 
 ABWÄGUNGSMATERIAL 

nach § 1 Abs. 7 BauGB 
 

 
Beratungsstand: 

Gemeindevertretung vom ………………. 
 
Aufgestellt: 
Eggesin/Neubrandenburg, den 14.04.2020 
 
Amt „Am Stettiner Haff“     
Bau- und Ordnungs-
amt 

Stettiner Straße 1 17367 Eggesin Tel.: 039779-264-69 Fax: 039779-264-42 m.witt@eggesin.de 

In Zusammenarbeit 
mit 

     

Gudrun Trautmann Architektin für Stadt-
planung 

Walwanusstraße 26 17033 Neubranden-
burg 

Tel.: 0395-5824051 Fax.: 0395-36945948 
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Folgende von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange waren nach § 4 Abs. 2 BauGB zur Abgabe einer 
Stellungnahme aufgefordert: 
 
 
I. 

 
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

 
Schreiben vom 

Eine Stellungnahme 
liegt nach Ablauf der 
gesetzlichen Frist 
nicht vor 

1. Landkreis Vorpommern-Greifwald 13.03.2020  
2. Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern  27.02.2020  
3. Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Sennplatte 26.02.2020  
4. Landesamt für Kultur und Denkmalpflege M-V  x 
5. Pommerscher Evangelischer Kirchenkreis  x 
6.  Hauptzollamt Stralsund 26.02.2020  
7.  Verkehrsgesellschaft Vorpommern-Greifswald mbH 04.02.2020  
8.  Wasser- und Abwasser-Verband Ueckermünde 11.02.2020  
9.  Straßenbauamt Neustrelitz 24.01.2020  
10.  Deutsche Bahn AG  x 
11.  Ministerium für Wirtschaft, Bau und Tourismus  x 
12.  IHK Neubrandenburg 28.02.2020  
13.  Landesamt für innere Verwaltung M-V 24.01.2020  
14.  Bundesanstalt für Immobilienaufgaben  x 
15.  Betrieb für Bau und Liegenschaften M-V  x 
16.  E.DIS Netz GmbH 02.03.2020  
17.  Deutsche Telekom Technik GmbH 05.02.2020 

24.03.2020 
 

18.  Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 28.01.2020  
19.  Bergamt Stralsund 24.02.2020  
20.  Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie M-V 22.01.2020 keine Stellungnahme 
21.  REMONDIS Vorpommern Greifswald GmbH 27.02.2020  
22.  Deutsche Post AG 03.02.2020  
23.  Landgesellschaft M-V GmbH  x 
24.  Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Stralsund 05.02.2020  
25.  Landesforst M-V 06.02.2020  
26.  Handwerkskammer  x 
27.  Wasser- und Bodenverband „Uecker-Haffküste“ 30.01.2020  
28.  Landesamt für Straßenbau M-V  x 
29.  CEP Central European Petroleum GmbH  x 
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I. 

 
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

 
Schreiben vom 

Eine Stellungnahme 
liegt nach Ablauf der 
gesetzlichen Frist 
nicht vor 

30.  GASCADE Gastransport GmbH 12.02.2020  
31.  50Hertz Transmission GmbH 28.01.2020  
 Amt für Raumordnung und Landesplanung Vorpommern 01.04.2020  

 
Nachbargemeinden: 
1. Stadt Ueckermünde 31.01.2020 keine Bedenken 
2. Gemeinde Mönkebude   

 
Während der öffentlichen Auslegung vom 30.01.2020 bis zum 03.03.2020 wurde keine Stellungnahmen vorgebracht. 
1.   
2.   
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellungen, Aus-
führungen und die Hinweise des Landkreises Vorpommern-Greifs-
wald werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis ge-
nommen und in die Begründung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Grambin nimmt die Hinweise des Landkreises Vor-
pommern-Greifswald, Amt für Bau, Natur- und Denkmalschutz, SG 
Bauordnung zur Kenntnis. 
Zu 1.1 Das Baufeldes war zunächst natürlich weiter vorne zur 
Straße eingeordnet. Jedoch erzwang die Entscheidung der E.DIS 
AG den Mast und die Freileitung auf dem privaten Grundstück im 
Geltungsbereich nicht zurückzubauen, ein Umdenken. Um den 
elektromagnetischen Feldern der Mittelspannungsleitung möglichst 
aus dem Weg zu gehen, wurde das Baufeld soweit wie möglich ent-
fernt von dieser eingeordnet. In der Begründung unter 7.5 Boden-
ordnende Maßnahmen ist der letzte Satz zu korrigieren. „Für die drei 
Grundstücke ist eine Vereinigungsbaulast erforderlich.“ 
Zu 1.2 Löschwassersicherung in Grambin erfolgt über Löschwasser-
brunnen. Diese wurden im Mai 2018 überprüft. 
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Die Gemeinde Grambin nimmt zur Kenntnis, dass seitens des SG 
Bauleitplanung/Denkmalschutz, SB Bauleitplanung keine Bedenken 
gegen die gemeindliche Planung bestehen. 
 
 
Die Gemeinde Grambin nimmt die Feststellungen SB Denkmalpflege, 
dass die Belange des Baudenkmalschutzes durch die gemeindliche 
Planung nicht berührt werden und derzeit keine Bodendenkmale be-
kannt sind, zur Kenntnis. 
 
Der fachtechnische Hinweis zu den Bodendenkmalen ist bei der Re-
alisierung von Maßnahmen durch den Vorhabenträger und seine Be-
auftragten zu beachten und war Bestandteil des Entwurfes des Be-
bauungsplans. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege M-V war am Verfahren 
beteiligt. Eine Stellungnahme liegt nicht vor. 
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Die Gemeinde Grambin nimmt zur Kenntnis, dass das SG Natur-
schutz bestätigt, dass durch die gemeindliche Planung die Belange 
des gesetzlichen Gehölzschutzes nicht betroffen sind, auf die Erar-
beitung eines Artenschutzfachbeitrages verzichtet wird und die Be-
troffenheit von Natura 2000-Gebieten ausgeschlossen werden kann. 
 
Die Gemeinde Grambin nimmt zur Kenntnis, dass das Amt für Was-
serwirtschaft und Kreisentwicklung, SG Abfallwirtschaft/Immissions-
schutz, SB Abfallwirtschaft/Altlasten als untere Abfallbehörde und un-
tere Bodenschutzbehörde der gemeindlichen Planung unter Hinwei-
sen zustimmt.  
 
Die fachtechnischen Hinweise sind bei der Realisierung von Maßnah-
men durch den Vorhabenträger und seine Beauftragten zu beachten 
und werden als Hinweis in die Begründung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Grambin nimmt zur Kenntnis, dass die Belange der 
unteren Immissionsschutzbehörde bei der gemeindlichen Planung 
berücksichtigt wurden. 
Die Gemeinde Grambin nimmt zur Kenntnis, dass die untere Wasser-
behörde der gemeindlichen Planung unter Hinweisen zustimmt. 
 
Die fachtechnischen Hinweise sind bei der Realisierung von Maßnah-
men durch den Vorhabenträger und seine Beauftragten zu beachten 
und waren als Hinweis in die Begründung des Entwurfes eingestellt. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung und die 
Ausführungen des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Um-
welt Vorpommern werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur 
Kenntnis genommen und in die Begründung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Grambin nimmt zur Kenntnis, dass die gemeindliche 
Planung keine wasserwirtschaftlichen Anlagen und keine natur-
schutzrechtlichen Belange des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft 
und Umwelt Vorpommern berührt. 
 
Die Aussagen zum Küsten- und Hochwasserschutz wurden im Ent-
wurf der gemeindlichen Planung beachtet. 
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Die fachtechnischen Hinweise sind durch die Vorhabenträger und de-
ren Beauftragte bei der Realisierung von Maßnahmen zu beachten 
und werden als Hinweis in die Begründung eingestellt. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung des 
Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgi-
sche Seenplatte wird im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kennt-
nis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Grambin nimmt die Feststellung des Staatlichen Am-
tes für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte, 
dass es immissionsschutz- und abfallrechtlicher Sicht keine Ein-
wände gegen die gemeindliche Planung gibt, zur Kenntnis. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung und Hin-
weise des Hauptzollamtes Stralsund werden im Rahmen der Be-
bauungsplanung zur Kenntnis genommen und in die Begründung ein-
gestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Grambin nimmt die Feststellung des Hauptzollamtes 
Stralsund, dass aus zollrechtlicher und fiskalischer Sicht keine Ein-
wendungen gegen die gemeindliche Planung erhoben werden, zur 
Kenntnis. 
 
Die fachtechnischen Hinweise sind bei der Realisierung von Maß-
nahmen durch die Vorhabenträger oder ihre Beauftragten zu beach-
ten und werden als Hinweis in die Begründung eingestellt. 
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Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung der Ver-
kehrsgesellschaft Vorpommern-Greifswald mbH wird im Rahmen 
der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Grambin nimmt die Feststellung der Verkehrsgesell-
schaft Vorpommern-Greifswald mbH, dass es keine Einwände ge-
gen die gemeindliche Planung gibt, zur Kenntnis. 
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Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Ausführungen des 
Wasser- und Abwasser-Verbandes Ueckermünde werden im Rah-
men der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Grambin nimmt die Ausführungen des Wasser- und 
Abwasser-Verbandes Ueckermünde zur Kenntnis. 
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Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffenen Feststellungen, Aus-
führungen und Hinweise des Straßenbauamtes Neustrelitz werden 
im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Grambin nimmt zur Kenntnis, dass das Straßenbau-
amt keine Bedenken zu der gemeindlichen Planung hat. 
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Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffenen Feststellungen, Aus-
führungen und Hinweise der Industrie- und Handelskammer Neu-
brandenburg werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kennt-
nis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Grambin nimmt zur Kenntnis, dass aus der Sicht der 
IHK Neubrandenburg keine Hinweise zur gemeindlichen Planung 
bestehen. 
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 Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffenen Feststellungen, Aus-
führungen und Hinweise des Landesamtes für innere Verwaltung 
Mecklenburg-Vorpommern werden im Rahmen der Bebauungspla-
nung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Grambin nimmt zur Kenntnis, dass sich keine Fest-
punkte der amtlichen geodätischen Grundlagennetze des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern im Bereich der gemeindlichen Planung 
befinden. 
Der Landkreis Vorpommern-Greifswald war am Verfahren beteiligt. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffenen Feststellungen, Aus-
führungen und Hinweise der E.DIS Netz GmbH werden im Rahmen 
der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Grambin nimmt zur Kenntnis, dass vorbehaltlich der 
Sicherung des Anlagenbestandes der E.DIS Netz GmbH keine Be-
denken gegen die gemeindliche Planung bestehen. 
 
Nach dem anliegenden Lageplan befinden sich die Mittel- und Nie-
derspannungskabel sowie die stillgelegte Gasleitung im Bereich der 
öffentlichen Verkehrsflächen. Die Erforderlichkeit der Umverlegung 
von Leitungen wird seitens der Gemeinde nicht gesehen. Problema-
tisch ist natürlich der bekannte Maststandort und die Mittelspan-
nungsfreileitung auf dem privaten Baugrundstück, die die bauliche 
Nutzung erheblich einschränken. Da hier von den Bauherren eine 
Kostenübernahme für den gewünschten Rückbau verlangt wurde, 
hat die Gemeinde die Freileitung und den Maststandort berücksich-
tigt und das Baufeld verschoben. 
 
Die fachtechnischen Hinweise sind bei der Realisierung von Maß-
nahmen durch die Vorhabenträger und deren Beauftragte zu beach-
ten und werden als Hinweis in die Begründung eingestellt. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffenen Feststellungen, Aus-
führungen und Hinweise der Deutschen Telekom Technik GmbH 
werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
Die Deutsche Telekom hat bestätigt, dass die Telekommunikationsli-
nie innerhalb des Plangeltungsbereichs nicht mehr zum Bestand der 
Deutschen Telekom gehört und überbaut werden kann. 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Grambin nimmt zur Kenntnis, dass sich im Planbe-
reich Telekommunikationslinien befinden. Jedoch verweist die Ge-
meinde darauf, dass die Telekommunikationslinie, die quer über das 
private Grundstück und das Baufeld verläuft, rechtlich nicht gesi-
chert ist. Nach Rücksprachen der Planerin hat die Deutsche Tele-
kom mitgeteilt, dass es sich um ein Kabel aus DDR-Zeiten (1974) 
handelt, welches nicht mehr im Bestand der Deutschen Telekom ist. 
Es kann überbaut bzw. zurückgebaut werden. 
Die Telekommunikationslinie die parallel zur Straße den östlichen 
Grundstücksrand tangiert, ist entsprechend den Hinweisen zu be-
rücksichtigen. 
Die fachtechnischen Hinweise zur telekommunikationstechnischen 
Erschließung des Eigenheimstandortes werden zur Kenntnis ge-
nommen. Sie sind bei der Realisierung von Maßnahmen durch den 
Vorhabenträger oder seine Beauftragten zu beachten und werden 
als Hinweis in die Begründung eingestellt. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung, Ausfüh-
rungen und Hinweise des Bundesamtes für Infrastruktur, Umwelt-
schutz und Dienstleistungen der Bundeswehr werden im Rahmen 
der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Grambin nimmt die Feststellung des Bundesamtes 
für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr, dass die Belange der Bundeswehr durch die gemeindliche 
Planung nicht beeinträchtigt werden, zur Kenntnis. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung, Ausfüh-
rungen und Hinweise des Bergamtes Stralsund werden im Rahmen 
der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Grambin nimmt die Feststellung des Bergamtes 
Stralsund, dass keine bergbaulichen Belange sowie Belange nach 
Energiewirtschaftsgesetz durch die gemeindliche Planung berührt 
werden, zur Kenntnis. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung, Ausfüh-
rungen und Hinweise der REMONDIS Vorpommern Greifswald 
GmbH werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Grambin nimmt die Feststellung der REMONDIS Vor-
pommern Greifswald GmbH, dass keine Bedenken gegen die ge-
meindliche Planung bestehen, zur Kenntnis. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung, Ausfüh-
rungen und Hinweise der Deutschen Post AG werden im Rahmen 
der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Grambin nimmt die Feststellung der CSG GmbH in 
Vollmacht der Deutschen Post AG, dass keine Einwände gegen die 
gemeindliche Planung bestehen, zur Kenntnis. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffenen Feststellungen und 
Ausführungen des Wasserstraßen- und Schifffahrtsamtes 
Stralsund werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Grambin nimmt zur Kenntnis, dass die Belange des 
Wasserstraßen- und Schifffahrtsamtes Stralsund durch die gemeind-
liche Planung nicht berührt werden. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung, Ausfüh-
rungen und Hinweise der Landesforst Mecklenburg-Vorpommern 
werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Grambin nimmt zur Kenntnis, dass es von Seiten des 
Forstamtes Torgelow keine Bedenken gegen die gemeindliche Pla-
nung gibt. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffenen Feststellungen, Aus-
führungen und Hinweise des Wasser- und Bodenverbandes 
„Uecker-Haffküste“ werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Grambin nimmt zur Kenntnis, dass aus der Sicht des 
Wasser- und Bodenverbandes „Uecker-Haffküste“ nichts der ge-
meindlichen Planung entgegensteht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffenen Feststellungen, Aus-
führungen und Hinweise der GASCADE Gastransport GmbH wer-
den im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Grambin nimmt zur Kenntnis, dass Anlagen der 
GASCADE Gastransport sowie WINGAS GmbH, NEL Gastransport 
GmbH und OPAL Gastransport GmbH & Co. KG durch die gemeind-
liche Planung nicht betroffen sind. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffenen Feststellungen, Aus-
führungen und Hinweise der 50Hertz Transmission GmbH werden 
im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Grambin nimmt zur Kenntnis, dass Anlagen der 
50Hertz Transmission GmbH durch die gemeindliche Planung nicht 
betroffen sind. 
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I. BEGRÜNDUNG 

1. Rechtsgrundlage 
 
Der Bebauungsplan basiert u. a. auf nachfolgenden Rechtsgrundlagen: 
 • Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 

(BGBl. I S. 3634), 
 • Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung – 
BauNVO) in Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), 
 • Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 
58), die durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) geändert wor-
den ist, 
 • Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Oktober 2015 (GVOBl. M-V 2015, S. 344), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 19. November 2019 (GVOBl. M-V S. 682). 

 
 
 
 
2. Einführung 
2.1 Lage und Umfang des Plangebietes  
 
Das gut 0,2 ha große Gebiet umfasst die Flurstücke 22/2, 23/2 und 24/2 (jeweils teilweise) 
der Flur 1 Gemarkung Grambin. Im Osten befindet sich die Dorfstraße. Im Süden und Wes-
ten grenzt Wohnbebauung (Dorfstraße 65b und 66) an den Geltungsbereich der Planung. Im 
Norden befindet sich der Campingplatz. 
 
Der Geltungsbereich wird wie folgt umgrenzt: 
 
Im Norden:  durch den Campingplatz (Flurstücke 22/1, 23/1 und 24/3), 
im Osten:        durch die Dorfstraße (Flurstück 25/7), 
im Süden:  durch Wohnbebauung Dorfstraße 66 (Flurstücke 22/2, 23/2 und 24/2) und 
im Westen: durch Wohnbebauung Dorfstraße 65a (Flurstücke 50/1, 50/2 und 81/1). 
 
 
 
2.2 Anlass und Erforderlichkeit der Planaufstellung  
 
Anlass der Planaufstellung ist die Absicht der Vorhabenträger Baurecht für ein altengerech-
tes Wohnhaus zu schaffen.  
Die Gemeinde kann dem Bedarf an Eigenheimgrundstücken nicht gerecht werden.  
Der Geltungsbereich schließt sich an den Innenbereich an. 
Der Bebauungsplan soll langfristig eine geordnete und nachhaltige städtebauliche Entwick-
lung sicherstellen. 
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2.3 Planverfahren 
 
Der Bebauungsplan kann nach § 13b BauGB im vereinfachten Verfahren aufgestellt werden.  
Der Geltungsbereich grenzt an den Innenbereich nach § 34 BauGB. Der Planbereich ist 
durch die Dorfstraße erschlossen.  
Das Plangebiet hat eine Größe von 0,23 ha. Im Bebauungsplangebiet kann eine Grundfläche 
von 2.300 m² × 0,3 = 690 m² überbaut werden. Der Bebauungsplan Nr. 2 wird im zeitlichen 
und räumlichen Zusammenhang und ebenfalls nach § 13 b BauGB aufgestellt. Hier kann 
eine Grundfläche von 3.046 m² × 0,35 = 1.066 m² überbaut werden. Es gibt keine weiteren 
Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang 
aufgestellt werden, so dass § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB angewendet wird. 
 
Im allgemeinen Wohngebiet sind keine Vorhaben zulässig, die einer Pflicht zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. 
 
Das nächstgelegene FFH-Gebiet (DE 2049-302 „Peeneunterlauf, Peenestrom, Achterwasser 
und Kleines Haff“, Arten: Hochmoor-Großlaufkäfer, Eremit, Finte, Rapfen, Steinbeißer, Fluss-
neunauge, Bachneunauge, Schlammpeitzger, Meerneunauge, Bitterling, Lachs, Großer Feu-
erfalter, Biber, Fischotter, Bauchige Windelschnecke, Sumpf-Glanzkraut und Schmale Win-
delschnecke) ist vom Standort ca. 300 m entfernt. Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung 
des Natura 2000-Gebietes bestehen aus diesem Grunde nicht. 
Der Abstand zum nächstgelegenen Special protection area (SPA), speziell nach Vogel-
schutzrichtlinie (DE 2250-471 „Kleines Haff, Neuwarper See und Riether Werder“; Arten: 
Bergente, Blässgans, Brandgans, Flussseeschwalbe, Gänsesäger, Kampfläufer, Kormoran, 
Lachmöwe, Löffelente, Reiherente, Rohrdommel, Rohrweihe, Rotschenkel, Schellente, 
Schnatterente, Tafelente, Trauerseeschwalbe, Uferschnepfe, Zwergmöwe und Zwergsäger) 
beträgt über 310 m. Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der Natura 2000-Gebiete beste-
hen aus diesem Grunde nicht. 
 
Der Gemeinde sind keine Anhaltspunkte bekannt, dass bei der Planung Pflichten zur Ver-
meidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Störfallbetriebe) zu beachten sind. 
 
Von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 BauGB und Beteiligung 
der Behörden nach § 4 Abs. 1 BauGB wird nach § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB abgesehen. 
 
Nach § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebau-
ungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planeri-
schen Entscheidung erfolgt und zulässig. Ein Ausgleich im Sinne der Eingriffsregelung ist so-
mit nicht erforderlich. 
 
Aufstellungsbeschluss 
Die Gemeindevertretung hat in ihrer Sitzung am 13.08.2019 den Beschluss zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 4/2019 „Erweiterung Wohngrundstück Dorfstraße 66“ im be-
schleunigten Verfahren nach § 13b BauGB gefasst. Die Bekanntmachung des Beschlusses 
erfolgt im Amtlichen Mitteilungsblatt des Amtes Am Stettiner Haff Nr. 09/2019 vom 
11.09.2019. 
 
Landesplanerische Stellungnahme 
Der Aufstellungsbeschluss wurde mit Schrieben vom 27.08.2019 beim Amt für Raumordnung 
und Landesplanung Vorpommern zur Anzeige gebracht. Die Grundsätze und Ziele der 
Raumordnung wurden der Gemeinde durch Schreiben vom 29.11.2019 und 01.04.2020 mit-
geteilt.  
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Information der Öffentlichkeit gemäß § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB 
Die Öffentlichkeit wurde Gelegenheit gegeben sich vom 12.09.2019 bis 04.10.2019 durch 
eine Auslegung des Plankonzeptes mit Begründung über die allgemeinen Ziele und Zwecke 
sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung zu informieren. 
 
Änderung der Planung, Entwurfs- und Auslegungsbeschluss 
Da die E.DIS kurzfristig nicht den Mast und die Freileitung zurückbaut, wurde das Baufenster 
in Richtung Nordwesten verschoben. Mit Beschluss der Gemeindevertretung vom 
07.01.2020 wurde der Bebauungsplanentwurf als Grundlage für die öffentliche Auslage und 
die Behördenbeteiligung gebilligt. 
 
Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
Der Entwurf des Bebauungsplans wurde vom 30.01.2020 bis zum 03.03.2020 öffentlich aus-
gelegt. Ort und Dauer Auslegung wurden durch Veröffentlichung im Amtlichen Mitteilungs-
blatt des Amtes Am Stettiner Haff Nr. 01/2020 vom 22.01.2020 bekannt gemacht. Zusätzlich 
waren die Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen auf der Internetseite des 
Amtes eingestellt. Bis zum 13.03.2020 gingen keine Anregungen von Bürgern ein. 
 
Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabebereich durch die 
Planung berührt werden kann, wurden mit Schreiben vom 22.01.2020 von der Planung un-
terrichtet und zur Stellungnahme aufgefordert. Bis zum 20.03.2020 gingen 20 Stellungnah-
men beim Amt „Am Stettiner Haff“ ein. Die Stellungnahmen wurden in die weitere Abwägung 
einbezogen. 
 
Abwägungs- und Satzungsbeschluss 
Die Stellungnahmen der beteiligten Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden von 
der Gemeindevertretung in öffentlicher Sitzung am ………………. behandelt. In der gleichen 
Sitzung wurde der Bebauungsplan in der Fassung von März 2020 als Satzung beschlossen. 
Die Begründung wurde gebilligt. 
 
 
 
  
3. Ausgangssituation 
3.1 Stadträumliche Einbindung 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 4/2019 „Erweiterung Wohngrundstück Dorf-
straße 66“ befindet sich am westlichen Ortsrand von Grambin nördlich der Landesstraße 
L31. 
 
 
 
3.2 Bebauung und Nutzung 
 
Der Geltungsbereich ist eine im Wesentlichen unbebaute Außenbereichsfläche, die als Gar-
ten des Wohngrundstückes Dorfstraße 66 genutzt wird. Innerhalb des Plangeltungsbereichs 
befindet sich ein Leitungsmast. Im Norden grenzt der Campingplatz der Ostsee-Camping-
park Oderhaff GmbH an. 
Südöstlich der Plangeltungsbereichs wurde ein eingeschossiges Gebäude mit 6 altersge-
rechten Wohnung gebaut. 
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Abbildung 1: Luftbild mit Plangeltungsbereich 

 
Quelle: https://www.geoportal-mv.de/gaia/gaia.php, Abruf am 04.11.2019 
 
 
 
3.3 Erschließung 
 
Der Geltungsbereich wird durch die Dorfstraße, die den Planbereich im Osten tangiert er-
schlossen. Die örtliche Straße ist hier als Mischverkehrsfläche ausgebildet und mit Betonstei-
nen befestigt. 
Im Straßenbereich liegen Trinkwasserver- und Abwasserentsorgungsleitungen. Am Plangel-
tungsbereich befindet sich ein Hydrant. 
Im Straßenbereich liegen auch Stromversorgungskabel und eine stillgelegte Gasleitung. In-
nerhalb des Plangeltungsbereichs steht ein Mittelspannungsmast an dem die 20-kV-Freilei-
tung der E.DIS endet. 
Am östlichen Plangebietsrand verläuft eine Telekommunikationslinie der Deutschen Telekom 
AG. Eine weitere verläuft quer über das private Grundstück und durch das Baufeld. Das 
zweite Kabel stammt aus DDR-Zeiten (1974). Es ist nicht mehr im Bestand der Deutschen 
Telekom. 
 
 
 
3.4 Natur und Umwelt  
 
Im Planbereich gibt es keine Schutzobjekte im Sinne des Naturschutzrechts. Die Fläche be-
inhaltet keine geschützten Biotope. Im Plangeltungsbereich gibt es keine Bäume. 
Der Planbereich besteht aus Nutzgarten. 
Auf dem Plangebiet befinden sich keine Oberflächengewässer. Das Plangebiet liegt nicht in 
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einem Trinkwasserschutzgebiet, die Bauflächen sind keine extreme Risikogebiete bezüglich 
Hochwasser.  
Es liegen derzeit keine Hinweise auf Altlasten vor. 
Im Planbereich sind keine Bau- und Bodendenkmale bekannt. 
 
 
 
3.5 Eigentumsverhältnisse 
 
Die Flurstücke 22/2, 23/2 und 24/2 der Flur 1 Gemarkung Grambin liegen im Eigentum des 
Vorhabenträgers. 
 
 
 
 
4. Planungsbindungen 
4.1 Planungsrechtliche Ausgangssituation  
 
Die Gemeinde Grambin hat einen wirksamen Flächennutzungsplan. Der Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes Nr. 4/2019 „Erweiterung Wohngrundstück Dorfstraße 66“ liegt im Au-
ßenbereich; schließt aber im Südosten, Süden und Westen an den Innenbereich von Gram-
bin an. Die rechtliche Grundlage für die Beurteilung von Bauanträgen ist dementsprechend § 
35 BauGB. Eine Nutzbarmachung der derzeit unbebauten Fläche für Wohnungsbau ist auf 
dieser Grundlage jedoch nicht möglich. 
 
 
 
4.2 Landes- und Regionalplanung 
4.2.1 Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern 2016 
 
Im Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern wurde der Gemeinde 
Grambin keine zentralörtliche Funktion zugeordnet. Die Gemeinde liegt im ländlichen Gestal-
tungsRaum Ueckermünde und in einem Vorbehaltsgebiet Tourismus. Grambin wird durch 
das überregionale Straßennetz erschlossen.  
Im Programmsatz 4.1 (5) heißt es: „In den Gemeinden sind die Innenentwicklungspotenziale 
sowie Möglichkeiten der Nachverdichtung vorrangig zu nutzen. Sofern dies nachweislich 
nicht umsetzbar ist, hat die Ausweisung neuer Siedlungsflächen in Anbindung an die Orts-
lage zu erfolgen.“ und 4.2 (2): „In den Gemeinden ohne zentralörtliche Funktion ist die Aus-
weisung neuer Wohnbauflächen auf den Eigenbedarf zu beschränken.“ 
 
 
4.2.2 Regionales Raumentwicklungsprogramm Vorpommern 2010  
 
Im Regionalen Raumentwicklungsprogramm Vorpommern ist für die Gemeinde Grambin 
keine zentralörtliche Funktion ausgewiesen. Der Ostteil der Gemeinde liegt in einem Vorbe-
haltsgebiet Naturschutz und Landschaftspflege. Die Gemeinde liegt in einem Tourismusent-
wicklungsraum. Der größte Teil der Gemeinde gehört zum Vorbehaltsgebiet Küstenschutz. 
Die Gemeinde ist an das regionale Straßennetz und regionalbedeutsame Radroutennetz an-
geschlossen. 
Nach dem Programmsatz 4.1 (1) soll die historisch gewachsene dezentrale Siedlungsstruk-
tur der Region in ihren Grundzügen erhalten werden. Sie soll entsprechend den wirtschaftli-
chen und sozialen Bedürfnissen der Bevölkerung weiterentwickelt und den Erfordernissen 
des demographischen Wandels angepasst werden. (3) In Gemeinden, die keine zentralörtli-
che Funktion haben, ist die Wohnbauflächenentwicklung am Eigenbedarf, der sich aus 
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Größe, Struktur und Ausstattung der Orte ergibt, zu orientieren. Die Ausweisung neuer 
Wohnbauflächen hat in Anbindung an bebaute Ortslagen zu erfolgen (4).  
 

 
Abbildung 2: Auszug aus der Karte Blatt 2 des Regionalen Raumentwicklungsprogramms 
Vorpommern 
 
In der landesplanerischen Stellungnahme vom 28.11.2019 wird festgestellt: „Aufgrund der 
Lage und der Kleinteiligkeit des Vorhabens ist der Bebauungsplan Nr. 4/2019 mit den Zielen 
der Raumordnung vereinbar. … 
Für die Planung sind die Belange der Tourismusräume (3.1.3 (6) RREP VP) und des Küsten- 
und vorbeugenden Hochwasserschutzes (5.3 (2) RREP VP) zu berücksichtigen.“ 
 
„3.1.3 (6) Die Tourismusentwicklungsräume sollen unter Nutzung ihrer spezifischen Potenzi-
ale als Ergänzungsräume für die Tourismusschwerpunkträume entwickelt werden. Der Aus-
bau von weiteren Beherbergungseinrichtungen soll möglichst an die Schaffung bzw. das Vor-
handensein touristischer Infrastrukturangebote oder vermarktungsfähiger Attraktionen und 
Sehenswürdigkeiten gebunden werden.“ 
Die Gemeinde Grambin hat durch die Lage am Stettiner Haff und am Rande der Ueckermün-
der Heide touristisches Potenzial. Der Campingplatz Grambin ist die größte touristische Ein-
richtung im Ort. Im Ort gibt es eine Reihe von Ferienhäusern und Ferienwohnungen. Urlau-
ber und Einwohner können die Badestelle und das Radwegenetz nutzen. Derzeit läuft das 
Aufstellungsverfahren für den Bebauungsplan Nr. 3/2018 „Sondergebiet Ferienhäuser Gram-
bin“, welcher Baurecht für weitere Ferienhäuser schaffen soll. Der Bebauungsplan Nr. 4 „Er-
weiterung Wohngrundstück Dorfstraße 66“ steht der weiteren touristischen Entwicklung in 
der Gemeinde nicht entgegen. 
 
„5.3 (2) In den Vorbehaltsgebieten Küstenschutz sollen alle Planungen und Maßnahmen die 
Belange des Küstenschutzes berücksichtigen.“ 
Das Plangebiet ist kein extremes Risikogebiet bezüglich Hochwasser. Dies hat das Staatli-
che Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern in seiner Stellungnahme vom 
27.02.2020 bestätigt.  
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Abbildung 3: Hochwasserrisikogebiete (extrem) 

 
Quelle: https://www.umweltkarten.mv-regierung.de/atlas/script/index.php, Abruf am 
15.10.2018 
 
In der landesplanerischen Stellungnahme vom 01.04.2020 wird die Vereinbarkeit der ge-
meindlichen Planung mit den Zielen der Raumordnung bestätigt. 
 
 
 
4.3 Flächennutzungsplan 
 
Die Gemeinde Grambin hat seit 1999 einen wirksamen Flächennutzungsplan. 
In diesem sind im Plangeltungsbereich des Bebauungsplans Wohnbauflächen im Süden und 
ein Sondergebiet S im Norden dargestellt. Durch den Bereich verläuft eine Freileitung. 
Bei der Genehmigung des Flächennutzungsplans wurde die Fläche SO S teilversagt, so 
dass für den nördlichen Teil des Bebauungsplans Nr. 4/2019 keine Flächendarstellung im 
wirksamen Flächennutzungsplan gibt. 
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Abbildung 4: Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde Grambin 
 
 
 
 
5. Plankonzept 
5.1 Ziele und Zwecke der Planung 
 
Planungsziel ist die Errichtung eines eingeschossigen Wohngebäudes mit Carport. 
Im Gebiet soll eine geordnete und nachhaltige städtebauliche Entwicklung gewährleistet wer-
den.  
 
 
 
5.2 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 
 
Die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes im Bebauungsplan entspricht nicht in vol-
lem Umfang dem Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 BauGB. Die geordnete Entwicklung 
des Gemeindegebietes wird durch das allgemeine Wohngebiet am Siedlungsrand nicht ge-
fährdet. Der Flächennutzungsplan ist auf dem Wege der Berichtigung anzupassen.  
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6. Planinhalt 
6.1 Nutzung der Baugrundstücke 
6.1.1 Art der Nutzung 
 
Es wird ein allgemeines Wohngebiet nach § 4 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) fest-
gesetzt. Dies entspricht der zulässigen Wohnnutzung des § 13b Satz 1 BauGB. 
Die nach § 4 Abs. 3 BauGB ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sind nicht Bestandteil 
des Bebauungsplanes. 
Die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1, 2, 3 und 5 BauNVO sind 
wegen ihres möglichen Beeinträchtigungspotenzials für die Wohnnutzung hier auszuschlie-
ßen. Freigeräumte Bauflächen durch flächenintensive Gartenbaubetriebe widersprechen 
dem städtebaulichen Ziel. Daher werden Gartenbaubetriebe ausgeschlossen. 
 
 
6.1.2 Maß der Nutzung 
 
Nach § 16 Abs. 3 BauNVO wird das Maß der baulichen Nutzung durch die Grundflächen-
zahl und die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt. 
Die Grundflächenzahl liegt mit 0,3 unter der Obergrenze des § 17 BauNVO. Mit der Begren-
zung der Bodenversiegelung wird die Bodenschutzklausel (§ 1 a Abs. 1 BauGB) berücksich-
tigt. 
Es wird nur ein Vollgeschoss zugelassen um dem dörflichen Charakter der Bebauung ge-
recht zu werden. 
 
 
6.1.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche  
 
Bei der umgebenden Bebauung ist die offene Bauweise vorherrschend. Im Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes wird ebenfalls offene Bauweise festgesetzt. Der § 22 der Baunut-
zungsverordnung regelt, dass in der offenen Bauweise die Gebäude der Hauptnutzung mit 
seitlichem Grenzabstand errichtet werden. 
Die Baugrenze regelt welcher Teil des Grundstückes mit dem Hauptgebäude bebaut werden 
kann. Das nun verschobenen Baufenster hält jeweils 3 m Abstand zur nördlichen und westli-
chen Grundstücksgrenze. 
 
 
 
6.2 Verkehrsflächen 
 
Der Plangeltungsbereich wird durch die Dorfstraße erschlossen, die den Planbereich im Os-
ten tangiert. Diese bindet bei ca. km 3,295 im Abschnitt 150 in die Landesstraße 31 ein. 
Am Rand des öffentlichen Straßenraumes wurde eine Straßenbegrenzungslinie festgesetzt. 
 
 
 
6.3 Immissionsschutz 
 
Die DIN 18005, Teil 1 ist einzuhalten. Nach DIN 18005, Teil 1, Beiblatt 1 sind folgende Orien-
tierungswerte bei allgemeinen Wohngebieten  
tags 55 dB(A)   
nachts 45 dB(A) [Verkehr] bzw. 40 dB(A) [gewerbliche Geräusche] festgelegt. 
 
Im GeoPortal.MV werden für die Messstelle 0239, auf dem entsprechenden Straßenab-
schnitt der Landesstraße L31, 1.557 Kfz-Verkehr /Tag und 74 Schwerverkehr/Tag 
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angegeben. Das heißt, der Schwerverkehranteil liegt unter 5 %. Der Plangeltungsbereich 
liegt innerhalb der Ortsdurchfahrt der Landesstraße. Die Baugrenze hat mindestens 70 m 
Abstand zum Fahrbahnrand. 
Nach DIN 18005 ergeben sich von der Mitte des nächstgelegenen Fahrstreifens in 70 m Ab-
stand 50 dB(A) tags und 40 dB(A) nachts. Somit werden die schalltechnischen Orientie-
rungswerte für die städtebauliche Planung nach Beiblatt 1 zu DIN 18005 Teil 1 bei allgemei-
nen Wohngebieten tags 55 dB(A) und nachts 45 dB(A) eingehalten.  
 
Für Campingplatzgebiete gelten nach DIN 18005 die gleichen Orientierungswerte wie für all-
gemeine Wohngebiete. Lärmintensive Sport- und Freizeitanlagen grenzen nicht an den Plan-
geltungsbereich und sind dort auch nicht geplant. 
 
Aktive oder passive Schallschutzmaßnahmen sind daher nicht erforderlich. 
 
Gemäß der „Hinweise zur Durchführung der Verordnung über elektromagnetische Felder der 
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz vom 18.09.2014 beträgt der Einwirk-
bereich einer 20 kV-Freileitung 5 m und eine 110 kV-Freileitung 10 m (jeweils an den äuße-
ren Leiter angrenzender Streifen). Hier sind Orte, die nicht nur für den vorübergehenden Auf-
enthalt für Menschen bestimmt sind, nicht zulässig. Dazu gehören Wohngebäude. Dement-
sprechend hält die Baugrenze 15 m Abstand von der Trassenmitte bzw. der Mitte des Mast-
fußes. 
 
 
 
6.4 Kennzeichnungen 
6.4.1 Altlasten 
 
Der Landkreis Vorpommern-Greifswald weist in der Stellungnahme vom 20.09.2019 hin, 
dass nach dem derzeitigen Kenntnisstand im Plangebiet keine Altlastverdachtsflächen (Alt-
ablagerungen, Altstandorte) bekannt sind. 
 
 
 
6.5 Nachrichtliche Übernahme 
6.5.1 Naturpark 
 
Der Geltungsbereich liegt innerhalb des Naturparks „Am Stettiner Haff“. 
 
 
 
6.6 Hinweise 
6.6.1 Bodendenkmalpflege 
 
Die Planung berührt keine bekannten Bodendenkmale; Funde sind jedoch möglich.  
Wenn während der Erdarbeiten Bodenfunde (Urnenscherben, Steinsetzungen, Mauer, Mau-
erreste, Holzer, Holzkonstruktionen, Bestattungen, Skelettreste, Münzen u. ä.) oder auffällige 
Bodenverfärbungen, insbesondere Brandstellen, entdeckt werden, sind diese gem. § 11 Abs. 
1 u. 2 des Denkmalschutzgesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern (DSchG  M-V,  v. 
6.1.199, GVOBI. M-V Nr.1 1998, S. 12 ff., zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 12. Juli 201 (GVOBI. M-V S. 383, 392) unverzüglich der unteren Denkmalschutzbe-
hörde anzuzeigen. Anzeigepflicht besteht gem. § 11 Abs. 1 DSchG M-V für den Entdecker, 
den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer oder zufällige Zeugen, die den Wert des Ge-
genstandes erkennen. 
Der Fund und die Fundstelle sind gem. § 11 Abs. 3 DSchG M-V in unverändertem Zustand 
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Zu erhalten. Diese Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige. 
 
 
6.6.2 Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern  
 
Das Staatliche Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern hat in seiner Stellungnahme 
vom 27.02.2020 bestätigt, dass der Plangeltungsbereich nicht im vom Hochwasser gefährde-
ten Bereich liegt. 
„Unabhängig hiervon empfehle ich aufgrund möglicher Ungenauigkeiten über eine auf ein 
amtliches Höhesystem bezogene konkreten Vermessung eine Gefährdung des Plangebiets 
infolge Hochwasser auszuschließen. Sofern hierbei festgestellt wird, dass das Gebiet unter-
halb BHW liegt sind entsprechende Schutzmaßnahmen: … vorzusehen.“ 
 
 
6.6.3 Untere Abfallbehörde 
 
Der Landkreis Vorpommern-Greifswald weist in seiner Gesamtstellungnahme vom 
13.03.2020 hin: 
„Sofern während der Bauphase Abfälle anfallen, die zu der Umschlagstation Jatznick ge-
bracht werden sollen, hat dies nach Maßgabe der Benutzungsordnung der OVVD zu erfol-
gen. Die Deponierung nicht verunreinigter mineralischer Bauabfälle ist unzulässig. Verwert-
bare Baustoffe dürfen nicht mit verwertbaren Bauabfällen vermischt werden. Die verwertba-
ren Bauabfälle sind bei einer zugelassenen Bauabfallverwertungsanlage anzuliefern. Das 
Einsammeln und der Transport von Abfällen sind durch die zuständige Behörde genehmigen 
zu lassen.“ 
 
 
6.6.4 Untere Bodenschutzbehörde 
 
Der Landkreis Vorpommern-Greifswald weist in seiner Gesamtstellungnahme vom 
13.03.2020 hin: 
„Während der Baumaßnahme auftretende Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen o-
der Altlastverdachtsflächen (vererdete Müllkörper, Verunreinigungen des Bodens, Oberflä-
chen- und Grundwassers, u. a.) sind der unteren Bodenschutzbehörde des Landkreises Vor-
pommern-Greifswald (Standort Pasewalk) sofort anzuzeigen. Die Arbeiten sind gegebenen-
falls zu unterbrechen.“ 
 
 
6.6.5 Untere Wasserbehörde 
 
Der Landkreis Vorpommern-Greifswald weist in seiner Stellungnahme an das Amt für Raum-
ordnung und Landesplanung Vorpommern vom 20.09.2019 hin: 
„1.  Nach § 5 WHG ist eine nachteilige Veränderung der Gewässereigenschaften zu vermei-

den und die Leistungsfähigkeit des Wasserhaushalts zu erhalten. … 
2. Nach § 46 (2) WHG bedarf das Einleiten von Niederschlagswasser in das Grundwasser 

durch schadlose Versickerung keiner Erlaubnis. Anfallendes unbelastetes Niederschlags-
wasser kann daher erlaubnisfrei über eine ausreichende sickerstrecke von mind. 1,00 m 
zum Mittleren Höchsten Grundwasserstand (MHGW) versickert werden. 

3. Sind Versickerungsanlagen, wie Mulden oder ähnliches geplant, sind dies so herzurich-
ten, dass Nachbargrundstücke nicht nachteilig beeinträchtigt werden.“ 
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6.6.6 Grenznaher Raum 
 
Das Hauptzollamt weist in seiner Stellungnahme vom 26.02.2020 hin: 
„Das Plangebiet befindet sich im grenznahen Raum (§ 14 Abs. 1 ZollVG i. V. m. § 1, Anlage 
1 C der Verordnung über die Ausdehnung des grenznahen Raumes und die der Grenzauf-
sicht unterworfenen Gebiete – GrenzAV -). Insoweit wiese ich rein vorsorglich auf das Betre-
tungsrecht im grenznahen Raum gem. § 14 Abs. 2 ZollVG, welches auch während etwaiger 
Bauphasen jederzeit gewährleistet sein muss, hin. 
Darüber hinaus kann das Hauptzollamt verlangen, dass Grundstückseigentümer und -besit-
zer einen Grenzpfad freilassen und an Einfriedungen Durchlässe oder Übergänge einrichten, 
das Hauptzollamt kann solche Einrichtungen auch selbst errichten (Sätze 2 und 3 ebendort).“ 
 
 
6.6.7 E.DIS Netz GmbH 
 
Die E.DIS Netz GmbH weist in ihrer Stellungnahme vom 02.03.2020 auf ihren Anlagenbe-
stand hin: 
„Zu konkreten Vorhaben setzen Sie sich bitte mindestens 14 Tage vor Baubeginn mit uns in 
Verbindung. Wir werden Ihnen die erforderlichen Unterlagen zum Anlagenbestand zusen-
den.“ 
 
 
6.6.8 Deutsche Telekom Technik GmbH 
 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH weist in ihrer Stellungnahme vom 05.02.2020 auf ih-
ren Anlagenbestand hin: 
„Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen an Telekommunikations-
linien vermeiden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) jeder-
zeit der ungehinderte Zugang zu vorhandenen Telekommunikationslinien möglich ist.“ 
Das nicht mehr im Bestand der Telekom befindliche Kabel im Norden des Plangeltungsbe-
reichs kann überbaut bzw. zurückgebaut werden. 
 
 
 
 
7. Auswirkungen der Planung 
7.1 Auswirkungen auf ausgeübte Nutzungen 
 
Die Nutzung als Garten muss in Teilen aufgegeben werden. 
 
 
 
7.2 Verkehr 
 
Der Plangeltungsbereich wird durch die Dorfstraße erschlossen. Die Grundstückszufahrt ist 
vorhanden. 
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7.3 Ver- und Entsorgung 
 
Trinkwasserver- und Abwasserentsorgung 
Die Trinkwasserver- und Abwasserentsorgung ist mit dem Wasser- und Abwasser-Verband 
Ueckermünde abzustimmen. „Das anfallende Abwasser ist satzungsgemäß dem zuständi-
gen Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung zu übergeben.“1 
Die Ver- und Entsorgungsleitungen liegen in der Dorfstraße. Das Plangebiet wird ange-
schlossen. 
Von Dach- und Stellflächen anfallendes unbelastetes Regenwasser kann schadlos gegen 
Anlieger auf dem Grundstück versickert werden. 
 
Löschwasser 
Die Bemessung des Löschwasserbedarfs hat nach Arbeitsblatt W 405 des Deutschen Ver-
eins des Gas- und Wasserfaches (DVGW) zu erfolgen. Für die geplanten Wohngebiete wer-
den 48 m³/h benötigt über einen Zeitraum von 2 h. 
Die Löschwassersicherung in der Gemeinde Grambin erfolgt über Löschwasserbrunnen. Der 
Standort liegt unmittelbar an der Zufahrt zum Zeltplatz/Haffhotel. Hier befindet sich ein 
Löschwasserbrunnen mit einer Leistung von 72 m³/h. 
 
Stromversorgung 
Der Freileitungsmast der E.DIS Netz GmbH im Plangeltungsbereich bleibt erhalten.  
 
Telekommunikation 
Innerhalb des Plangeltungsbereichs und im Baufenster liegen Telekommunikationslinien der 
Deutschen Telekom. 
„Für die telekommunikationstechnische Erschließung wird im Zusammenhang mit dem … 
Bebauungsplan eine Erweiterung unseres Telekommunikationsnetzes erforderlich.“2 
 
Abfallentsorgung 
Seit dem 01.01.2017 ist die Satzung des Landkreises Vorpommern-Greifswald über die Ab-
fallentsorgung (Abfallwirtschaftssatzung –AwS) in Kraft. Es besteht Anschluss- und Benut-
zungszwang. „Die Anzahl und die Größe der benötigten Abfallbehälter sind gemäß § 14 der 
Satzung beim Landkreis Vorpommern-Greifswald anzumelden.“3 
 
 
 
7.4 Natur und Umwelt  
 
Es erfolgt kein Eingriff im naturschutzrechtlichen Sinn.  
 

 
 

7.5 Bodenordnende Maßnahmen 
 
Durch den Bebauungsplan Nr. 2/2018 werden keine Maßnahmen zur Bodenordnung gemäß 
§ 45 ff. BauGB erforderlich.  
Gemäß § 4 Abs. 1 LBauO M-V dürfen Gebäude nur errichtet werden, wenn das Gebäude in 
angemessener Breite an einer befahrbaren öffentlichen Verkehrsfläche liegt oder wenn das 
Grundstück eine befahrbare öffentlich-rechtlich gesicherte Zufahrt zu einer befahrbaren 

 
1 Stellungnahme des Landkreises Vorpommern-Greifswald vom 20.09.2019 
2 Stellungnahme der Deutschen Telekom Technik GmbH vom 05.02.20202 
3 Gesamtstellungnahme des Landkreises Vorpommern-Greifswald vom 13.03.2020 
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öffentlichen Verkehrsfläche hat. Für die beiden Grundstücke ist eine Vereinigungsbaulast er-
forderlich. 
 
 
 
7.6 Kosten und Finanzierung 
 
Die Kosten für die Planung und Erschließung sowie für sonstige damit im Zusammenhang 
stehende Aufwendungen werden durch den Vorhabenträger getragen.  
 
 
 
 
8. Flächenverteilung 
 
Tabelle 1: Flächenbilanz 
Nutzung Flächengröße Anteil an Gesamtfläche 
Allgemeines Wohngebiet 2.341 m² 100 % 
Gesamt 2.341 m ²   100 % 

 
 
 
 

Grambin, ……………… 
 
 
 
Die Bürgermeisterin     Siegel 
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